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Das landesherrliche Hans, 
sein Begriff nnd die Zagehörigkeit za ihm. 



Von 
Hermann Rehm. 



Wie männiglich bekannt, g;ilt in allen deutscheo Staaten fdr die 
regierenden Familien, sowohl was das Öffentliche, wie was das 
private Becht anlangt, in ziemlich erheblichem Umfange nicht die allen 
Recht^enossen gemeinsame, sondern eine hiervon abweichende Rechts- 
ordnnng, das sogenannte P^TS-tSni'JÄ4L 

Worin dieses Sonderrecht besteht, dass es die Mitglieder der landes- 
herrlichen Häuser teils günstiger teils ongflnstiger als die übrigen Bechts- 
unterthanen stellt, ihnen einerseits erhöhte Freiheits-, Ehren- und Ver- 
mögensrechte verleiht, sie anderseits aber einer strengen, Aber das 
Alter der Minderjährigkeit hinaus währenden Familiengewalt unterwirft, 
dies alles ist in der bisherigen Litteratur im allgemeinen schon hinläng- 
lich erörtert Was aber noch in beträchtlichem Masse unaufgeklärt ist 
und näherer üntersnchoDg noch bedtuf, ist die Frage, für wen dieses 
Sonderrecht gilt, also die Frage nach der Zugehörigkeit zur landesherr- 
lichen Familie. 

Die verschiedensten Punkte sind hier zweifelhaft. 

Crehören z. B. die Nebenlinien eines regierenden Fürstenhauses, die 
ihren dauernden Aufenthalt in einem anderen Staate haben, noch zu dem 
betreffenden Fürstenbanse? Unterstehen sie noch der Familiengewalt des 
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regierenden Herrn jenes Hauses? Beendigt sich die Familienzngehörig- 
keit durch Besteigung eines fremden Thrones? Verliert das Familienmit- 
glied dadurch auch seinen Bechtsanspnich anf Apanage? Ist die Zu- 
gehörigkeit zum landesfiirstlichen Hause durch Staatsangehörigkeit bedingt 
und wird sie mit Verlust dieser ebenfalls verloren? Und was dergleichen 
Zweifel mehr sind. 

Wir mässen somit fragen: Wer ist Mitglied der landesherrlichen 
Familie? 

Mit dieser Frage ist aber zugleich eine Vorfrage aufgeworfen, die 
Frage : Was ist unter landesherrlicher Familie zu verstehen ? 

Diese Frage ist mit der ersten Frage untrennbar verbunden. Denn 
wer der landesherrlichen Familie zugehört, bildet einen Teil dieser 
Familie. Es ist somit anzunehmen, dass die Zagehörigkeit zur landes- 
herrlichen Familie mehr oder weniger durch die nämlichen Merkmale 
bedingt ist, durch welche sich die landesherrliche Familie als Ganzes von 
anderen Personenmehrheiten unterscheidet. 

Wir müssen demnach zuvörderst den Begriff des landesherr- 
lichen Hauses feststellen. 

Wie sehr dies nötig ist, möge darans entnommen werden, dass wir 
in der Lage sind, zu sagen: Mit Feststellung des Begriffes „landesherr- 
liche Familie" sind im wesentlichen alle Schwierigkeiten und Zweifel 
behoben, welche sich hinsichtlich der Frage der Zugehörigkeit zur landes- 
herrlichen Familie ergeben. Die Lösung aller dieser Schwierigkeiten und 
Zweifel liegt nämlich prinzipiell darin, dass man erkennt, dass unserem 
positiven Rechte ein doppelter Begriff des landesherrlichen Hauses zu 
Grunde liegt, ein weiterer und ein engerer. 

Unmittelbar und ausdrflcklich macht das positive Recht freilich diese 
Unterscheidung nicht. Im Gegenteil: äusserlich besehen, scheint unsere 
positive Gesetzgebung nur einen Begriff des landesherrlicheu Hauses zn 
kennen. Allein herauslesen aus dem positiven Rechte lässt sich ein 
zweifacher Begriff der landesherrlichen Familie, und nur bei Annahme 
eines solch doppelten Begriffes des regierenden Hauses lassen sich alle 
die Widersprüche und Lücken beseitigen, welche das heute geltende 
Recht hinsichtlich der Ordnung der Rechtsverhältnisse der hen-schenden 
Familien formell aufweist. 
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II. 

1. Die beiden Bedeatungen des Begriffes „landesherriiche Familie", 
welche wir aDseinandeizuhalten haben, sind diese. Im weiteren Sinne 
ist das landesherrliche Hans die Gesamtheit der von einem nnd dem- 
selben Stammvater Abstammenden, im engeren Sinne eine Oesamtbeit 
von ein und derselben Familiengewalt Unterworfenen. 

Beide Bedeutungen haben in ilirem Wesen etwas Gemeinsames. In 
beiden Fällen stellt das regierende Fürstenhaus eine verbundene Per- 
sonenmehrbeit dar. Was sie aber unterscheidet, ist, dass das die mehreren 
'Personen verbindende Moment hier und dort ein verschiedenes ist. In 
dem einen Falle ist es die gemeinsame Abstammung von ein und 
derselben Persönlichkeit , in dem anderen Falle die gemeinsame 
Unterordnung unter ein und denselben Gewalthaber. 

Wir hätten nunmehr nachzuweisen, wie sich erkennen lässt, dass 
dem positiven Eechte ein doppelter Begriff der landesherrlichen Familie 
eignet. Allein zuvor ist erforderlich, den Begriff des landesherrlichen 
Hauses im weiteren Sinne einer genaueren Umschreibung zn unterziehen. 

Veranlassung hierzu gibt die Farblosigkeit des Ausdruckes Landes- 
herr. Was ist unter Landesherr in der Zusammensetzung landes- 
herrliche Familie zu verstehen? 

Die Beantwortung ist auch von Einfluss für die zweite Anffassnng 
des Begriffes landesherrliches Haus. Denn dieser zweite Begriff stellt, 
wie wir sagten, gegenüber dem ersteren den engeren dar._ Das Wort 
landesherrlich hat bei ihm also notwendig dieselbe Bedeutung, wie beim 
weiteren Begriffe. 

2. Es ist klar, dass eine Familie landesherrliche erst von dem 
Augenblick an genannt werden kann, wo aus ihr ein Landesherr des in 
Betracht kommenden Gebietes hervorging. 

Wenn aber eine Familie eist von diesem Momente an landesherrlich 
zu heissen vermag, so können zur landesherrlichen Familie auch nur 
die Abkömmlinge des ersten Erwerbers der Landesherrlichkeit aus dieser 
Familie gehören. Landesherrliches Haus ist ein Hans, dessen Stamm- 
vater ein Landesherr ist,' landesherrliche Familie die Familie, 
welche vom ersten Erwerber der Landesherrlich keit aus 
dieser Familie abstammt. 



IV Google 



4 Hermann Rehm 

Der erste Zweifel, welcher sich hinsichtlich des Begriffes landes- 
herrliche Familie einstellt, betrifft die Frage, ob die eben gegebene De- 
finition des landesherrlichen Hauses nicht noch darum einzuengen ist, 
weil der Aasdruck landesherrliche Familie heute nui- in Bezug auf in 
Staaten regierende Familien gebraucht wird. 

Unsere Reichsgesetze, das Reichsstrafgesetzbuch, die Justiz- und die 
Zivilgesetzgebung des Reiches, verwenden den Ausdruck lediglich in 
Hinblick auf die deutschen Bundesstaaten. 

Man könnte sagen: dies erfordert, dass bereits schon der Landes- 
herr, von dem die landesherrliche Familie abstammt, also der erste Er- 
werber der Landesherrlichkeit aus dieser Familie, Inhaber einer Staats- 
gewalt war. Landesherrliches Haus würde dann die Gesamtheit der- 
jenigen sein, welche ihre Abstammung auf den ersten Erwerber der 
Staatsgewalt des in Betracht kommenden Gebietes durch ihre Familie 
zurückführen. 

Nun hat es aber in der deutschen Rechtsgeschichte auch Landes- 
herren gegeben, welche nicht Staats-, sondern nur Amts- und zwar näher 
Proviuzialgewalt besassen. Es sind dies die Territorialfürsten des alten 
deutschen Reiches in der Zeit vor dem westfälischen Frieden. 

Vor 1648 waren die deutschen Reichsfüi-sten nur eine Art von Pro- 
vinzialpräsidenten, das deutsche „Land" oder Territorium nur Heichs- 
provinz. Das wesentliche Merkmal des Staatsbegriffes bei mangelnder 
Souveränität ist völkerrechtliche Persönlichkeit, d. h. die Eigenschaft, in 
seinen Rechtsverhältnissen mehr oder weniger nach Völkerrecht be- 
handelt zu werden. Dadurch nnterscheidet sich der nichtsouveräne Staat 
von Gemeinde und Provinzialverband. Erst im westfälischen Frieden aber 
erwarben die deutschen Territorien Völkerrechtsfälligkeit. Erst das west- 
fälische Friedensinstrument verlieh den deutschen Reichsstäuden völker- 
rechtliche Befugnisse, das Gesandtschafts- und Bündnisrecht. Erst 1648 
wurden demgemäss die deutschen „Länder" Staaten. 

Allein die Veränderung, welche die Natur der deutschen Territorien 
1648 erfuhr, war rechtlich nicht so bedeutend. Errangen die deutscheu 
Lande dorch den westfälischen Frieden auch Staatscharakler, so blieben 
sie doch anderer Gewalt untergeordnet; sie wurden nur Unter- oder 
Vasallenstaaten. Das deutsche Reich zerfiel nicht in einen blossen gesell- 
schaftlichen Staatenbund und verlor so nicht seine Staatsnatur, sondern 
es wandelte sich lediglich ans einem Einheits- in einen zusammengesetzten, 



IV Google 



Das landesherrliche Haiu, sein Begriff und die ZugehStigkeit zu ihm. 5 

«inen Staatenstaat um. Die Träger der Territorialhoheit blieben ihm auch 
fernerhin Gehorsam schuldig. 

Zwischen Unterstaats- and antonomer Provinzialgewalt ist aber kein 
tiefgehender rechtlicher Unterschied. Beide unterstehen höherer Ge- 
walt. Und so kam es, dass die deutschen Territorien und ihre F&rsten 
1648 ihre Namen nicht änderten. Die deutschen Territorien erhielten 
nicht den Namen Staat, sondern behielten den Namen Land und ihre 
Oberhäupter erhielten nicht den Namen Souverän, sondern behielten die 
Bezeichnung Landesherr. Der Name ihrer Gewalt blieb Landeshoheit; 
die in dem französischen Entwurf der westfälischen Friedensurkunde in 
Aussicht genommene Bezeichnung Souveränität fand in das wirkliche 
Friedensinstrument nicht Autiiahme. 

Somit bleibt der Satz richtig : Landesherrliches Haus ist die Familie, 
welche vom ersten Erwerber irgendwelcher Landesherrlichkeit abstammt. 
Stammvater des landesherrlichen Hauses ist nicht bloss der erste Er- 
werber der „Staatsgewalt", sondern der ei-ste Erwerber der „Landes- 
hoheit". Stammvater des landesherrlichen Hauses kann auch 
schon ein vor 1648 regierender Herr sein, 

m. 

1. .\ber noch nach anderer Richtung ruft das Wort landesherr- 
liche Familie Bedenken wach. 

Der Name landesherrliches Haus ist nur die farblose Sammelbezeich- 
nung für alle regierenden Familien Deutschlands. 

Hm gebrauchen, wie oben bemerkt, die Eeichsgesetze. 

So lautet § 96 des Strafgesetzbuches für das deutsche Reich : „Wer 
einer Thätlichkeit gegen ein Mitglied des landesherrlichen Hauses seines 
Staates . . . sich schuldig macht, wird mit Zuchthaus nicht unter fünf 
Jahren oder mit Festungshaft von gleicher Dauer bestraft^. § 5 des 
Einfühmngsgesetzes zur Zivilprozessordnung erklärt „in .\nsehung der 
Landesherren und der Mitglieder der landesherrlichen Familien" die Be- 
stimmungen der Zivilprozessordnung nur insoweit für anwendbar, als 
nicht besondere Vorschriften der Hansverfassungen oder der Landes- 
gesetze abweichende Bestimmungen enthalten. Und Gleiches statuiert 
mit denselben Worten: „in Ansehung der LandesheiTen und der Mit- 
glieder der landesherrlichen Familien" Art. 57 des Einführungsgesetzes 
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zum Bürgerlichen Qesetzbuche für das Verhältnis der Vorschriften dieses 
Gesetzbuches zu Hansverfassung und Landesrecht. 

Die Reichsgesetze gebrauchen den neutralen Ausdruck landesherr- 
liche Familie, weil sie Bestimmungen fttr die regierenden Ränser aller 
Bundesstaaten treffen. Die Gesetzgebungen der deatächen Gliedstaaten 
dagegen vermeiden im allgemeinen den Ausdruck landesherrliches Haus. 
Von nar einer regierenden Familie, der ihres Staates, sprechend, be- 
dienen sie sich einer konkreteren Bezeichnung. Sie reden je uach dem 
Titel, den die Dynastie ihres Staates trägt, von königlichem, grossherzog- 
lichem, herzoglichem oder fürstlichem Haus. 

Um Beispiele anzuführen, so sagt Art. 53 der preussischen "\''er- 
fassung nicht: die Krone ist erblich im Mannesstamme des landesherr- 
lichen, sondern : des „Königlichen Hauses". Und ebenso wiid die Re- 
gierung von der badischen Verfassungsarkunde für erblich in der 
„grossherzoglichen Familie", von den Grnndgesetzen der sächsischen 
Herzogtümer für erblich im „herzoglichen Spezialhause", von dem Staats- 
gmudgesetz fiir Reuss j. L. für erblich im Mannesstamme des „ilirstlichen 
Hauses" erklärt. 

Es fragt sich : folgt hieraus, für den allgemeinen Begriff landesherr- 
liches Haus nicht, dass hierunter für den einzelnen Staat nur die Gesamt- 
heit derjenigen zn verstehen ist, welche von dem ersten Erwerber der 
gegenwärtigen Herrscher würde abstammen? Denn darüber kann 
kein Zweifel obwalten, dass seiner Wortbedentang nach unter könig- 
lichem Hause nur ein Haus verstanden zu werden vermag, das seinen 
gemeinsamen Stammvater in einem Könige hat. 

2. Königliches Haus wird ein Hans erst, seitdem ein König aus 
ihm hervorging. Mitglieder eines königlichen Hauses können somit 
an sich nur Nachkommen eines Königs sein. 

Wäre dies nicht die natürliche Bedeutung des Wortes königliches 
Haus, so bliebe unerklärt, wie es möglich ist, dass in ein und demselben 
Geschlechte, wie z.B. im Hause Witteisbach, eine königliche und 
eine herzogliche Linie unterschieden wird. Königliche Linie ist hier 
eben die Linie, deren Stammvater ein König, herzogliche Linie die Linie, 
deren Stammvater lediglich ein Herzog ist. 

Und das gleiche gilt für die übrigen Titel von Herrscherhäusern. 

Fürstliches Haus heisst ein Haus grundsätzlich erst von da an, wo 
ein Fürst aus ihm hervorgegangen. Lediglich die Abkömmlinge des 
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ersten Erwerbers der FürstenwÖrde sind Mitglieder des fürstlichen 
Hauses. Ohne dies würde es nicht im Hause Waldeck neben einer 
fürstlichen eine gräfliche Linie geben, würden im Hause Lippe der 
einen fürstlichen nicht mehrere gräfliche Linien gegenüberstehen. Gräf- 
liche Linie des Hauses Waldeck oder Lippe ist eben die Linie, welche 
nicht Ton einem Fürsten, sondern nur von einem Grafen abstammt. 

Würde diese natürlich-wörtliche Bedeutung der Benennungen der 
einzelnen Herrscherhäuser diejenige des geltenden Rechtes sein, so wären 
in dem einzelnen Staate von der Thronfolge diejenigen Angehörigen des 
betreffenden Geschlechtes ausgeschlossen, welche von einem Vorfahren 
des ereten Erwerbers der Würde abstammen, nach welcher sich augen- 
blicklich die in Betracht kommende Dynastie benennt. In Bayern würde 
also z. B. die herzogliche Linie lieute der ThronfolgeiS.higkeit ent- 
behren, weil sie nicht im ersten Bayernkönige ihren gemeinsamen Stamm- 
vater besitzt. 

Die Frage hat somit hohe praktische Bedeutung. 

Sollte nun wirklich jene natürlich-wörtliche Bedeutung des konkreten 
Namens, welchen das landesherrliche Haus des einzelnen Staates in dessen 
Gesetzgebung führt-, diejenige des positiven Rechtes sein? 

Es lässt sich nachweisen, dass dies nicht der Fall ist. 

Verschiedene Beweisgründe stehen hierfür zur Verfügung. 

3. Zunächst kommt in dieser Hinsicht in Betracht, dass auch alle 
Verfassungen, welche lediglich sagen: „die Krone ist in dem Mannes- 
stamme des königlichen, grossherzoglichen, des fürstlichen Hauses erb- 
lich", unter dem königlichen, grossherzoglichen oder fürstlichen Hause 
nicht das jeweils, sondern das zur Zeit des Erlasses der Verfassungs- 
urkande regierende Hans, also eine konkrete Familie meinen. 

Bei anderen Verfassungen ist dies sonst schon deutlich gemacht. 

So spricht die Verfassung von Lippe (g 5) z. B. von „erb herrlichen 
Linien", deren „in Hausvertrftgen begründete Hechte unverändert be- 
wahrt bleiben". Und das Verfassungsgeselz für Schaumburg-Lippe 
(Art 3) sagt: „Die Regierung ist erblich im regierenden — d. h. 
doch in dem bereits bei Erlass dieses Gesetzes regierenden — Hanse". 

Weitere Verfassungen ferner machen dies dadurch erkennbar, dass 
sie neben dem königlichen oder herzoglichen Hause noch ein grösseres 
Gesamthaus als zur Begierungsnachfolge berufen bezeichnen. 

Nach der Verfassung von Reuss ä. L. gesellt sich in dieser Hin- 
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sieht zn dem „flirsüichen Hause" (§ 6) das „fürstliche Gesamthaas" (§ 8). 
nach derköniglich sächsischen Verfassung zum „königlichen Hause" 
(§ 11) das ^sächsische Fürstenhaus", d. h. auch die vier regierenden 
Häuser der ernestinischen Linie. Die Verfassungen von Sachsen- 
Meiningen (§ 3) und Sachsen- Aitenburg {§§3,11,13,15} nennen 
neben dem „herzoglichen Spezialhanse" das „Gesamthans Sachsen'', die 
braunschweigische Landschaftsordnang stellt dem „herzoglichen 
Hause" das „braunschweig-lüneburgische Gesamthaus" gegenüber. In der 
Verfassung von Oldenburg wird sogar der Stammvater genannt, dessen 
Nachkommen allein thronfolgefähig sind. Art. 17 derselben sagt: ..Die 
Landesiegiening ist erblich im Mannesstamme des Herzogs Peter Friedrich 
Ludwig". 

Anders sind aber auch die übrigen Verfassungen nicht zn nehmen. 

Die preussische Verfassnngsurkunde bemerkt in dem schon oben 
angetührten Art. 53: ,.Die Krone ist, den königlichen Hausgesetzen ge- 
mäss, erblich in dem Mannesstamme des königlichen Hauses". 

Hier beweist der Beisatz „den königlichen Hausgesetzen gemäss", 
dass unter dem königlichen Hause nicht das jeweilige, sondern das zur 
Zeit des Ergehens der Verfassung herrschende königliche Haus ge- 
meint ist. 

Dieser Beisatz hat nicht die Bedeutung, dass das durch die Ver- 
fassung erst bestellte königliche Haus neue Hansgesetze über die Erb- 
lichkeit zu erlassen hat, sondern solche Hausgesetze sind als bereits vor- 
handen vorausgesetzt. Sonst würde es auch nicht heissen: „Die Krone 
ist den königlichen Hausgesetzen gemäss erblich", sondern es würde 
gesagt sein: „Die Krone wird den zu erlassenden Hausgesetzen gemäss 
erblich sein". 

Die gleiche Beweisfiihning ist auch für Baden und Reuss j. L. 
möglich. 

In § 4 der badischen Verfassungsurkunde wird gesagt: Die Regie- 
rung ist erblich „in der grossherzoglichen Familie nach den Bestimmungen 
der Deklaration vom 4. Oktober 1817"; diese Deklaration betrifft aber 
die damalige grossherzogliche Familie. 

Und das revidierte Staatsgrundgesetz für Eeuss j. L. bestimmt in 
§ 8 wohl nur: „Die Regierung ist den Hausgesetzen gemäss erblich im 
Mannesstamme des fürstlichen Hauses". Aber in § 10 ist wegen der 
Ebenbürtigkeit und anderer Fragen auf „die ausführlichen Bestim- 
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mungen der Hansverträge" verwiesen. Dies setzt konkrete Hausverträge 
und damit konkrete Häuser voraus. 

Für Bayern resultiert das gleiche aus Tit II § 5 der Verfassungs- 
urkunde. 

Bort heisst es: „Nach gänzlicher ErlQschnng des Mannesstammes 
und in Ermanglung einer mit einem anderen fürstlichen Hause aus 
dem deutschen Bunde für diesen Fall abgeschlossenen Erbverbrüderung 
geht die Thronfolge auf die weibliche Nachkommenschaft über". Erb- 
verbrüderungen werden aber nur zwischen konkreten Häusern geschlossen. 
Also muss in dem Satze des Titels II § 2: „Die Krone ist erblich in 
dem Mannesstamme des königlichen Hauses" unter königlichem Hause 
eine konkrete Familie, nicht die jeweils regierende gemeint sein. 

Unmittelbar spricht den gleichen Gedanken die württembergische 
Verfassung aus. 

§ 7 daselbst lautet: ,J>as Recht der Thronfolge gebührt dem Mannes- 
stamme des königlichen Hauses . . . Erlischt der Mannesstamm, so geht 
die Thronfolge auf die weibliche Linie ohne Unterschied des Geschlechtes 
über . , . Jedoch tritt bei der Deszendenz des sodann regierenden 
königlichen Hauses das Vorrecht des Mannesstammes wieder ein". Hieraus 
folgt, dass mit dem zuerst genannten königlichen Hause lediglich das 
jetzt, d. h. das zur Zeit des Erlasses der Verfassungsurkunde regierende 
Haus gemeint ist. 

So ergibt der Inhalt aller angezogenen Verfassungen, dass dieselben 
unter regierender Familie nicht die jeweils, sondern die konkret zur 
Zeit ihres Erlasses im Besitz der Herrschaft befindliche Familie verstehen. 

Dann aber ist es entsprechender, anzunehmen, der Gesetzgeber habe 
mit der Benennung des regierenden Hauses, welche er beliebte, nicht die 
Absicht verbunden, eine so einschneidende Abgrenzung des Thronfolge- 
rechtes herbeizuführen, wie sie aus der natürlich-wörtlichen Bedeutung 
der gebrauchten Benennung zu folgern sein würde. Vielmehr ist es 
dann angemessener, zu glauben, der Gesetzgeber habe mit der von ihm 
der regierenden Familie gegebenen Benennung nur den augenblicklich 
geltenden Titel des im gleichen Umfange wie bisher zur Thronfolge be- 
rechtigt gebliebenen Hauses zum Ausdruck bringen wollen. Es geht eher 
an, diese Meinung für diejenige des Gesetzgebers zu halten, wenn der- 
selbe unter der regierenden Familie nicht die jeweils, sondern die kon- 
krete, zur Zeit des Erlasses seines Gesetzes regierende Familie versteht. 
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4. Wir geheu znui zweiten Beweisgrunde über. 

Wie immer auch die Verfassungen ausdrücken mögen, dass sie unter 
dem regierenden Fürstenhause nicht das jeweils regierende, sondern eine 
konkrete Familie verstehen, darin stimmen sie alle überein, dass sie das 
Recht der konkreten Familie auf die Herrschaft im Staate nicht erst 
rechtlich neu begründen wollen, sondern als rechtlich begründet bereits 
voraussetzen. 

Sie erwähnen das Itecht der konkreten Familie auf die Herrscher- 
stellung im Lande nur berichtend, nicht rechtlich begründend. Sie wollen 
dem Ge.schlechte, welches die Regierung schon bisher besass, dieselbe 
nicht in Form einer Novation rechtlich neu übertragen, der alten Herr- 
schaft einen neuen Bechtstitel verleihen, sondern sie wollen an ein schon 
bestehendes uud in seiner Zuständigkeit durch die Verfassung in keiner 
Richtung berührtes Herrschaftsverhältnis nur ihre verbindlichen Bestim- 
mungen anknüpfen. 

Wäre nicht das letztere der Fall, so müssten wir doch in irgend 
einer Verfassung den Satz änden: „Regierendes Haus ist das Haus X. 
Die Krone ist im Mannesstamme dieses Hauses erblich"; oder: „Die Krone 
ist im Mannesstamme des fürstlichen Hauses erblich. Fürstliches Haus 
ist das Haus X". Statt dessen fehlt ein solch besonderer, die Thatsache, 
dass die Herrschaft einem bestimmten Geschlechte zusteht, aussprechender 
Satz. Ja, es wird das regierende Haus gewöhnlich gar nicht mit seinem 
Namen genannt und, wo es damit bezeichnet wird, geschieht es lediglich 
beiläufig. 

In den Verfassungen von Preassen, Bayern, Württemberg, 
Baden, Hessen, Waldeck, Reussj. L., Lippe und Schaum - 
burg-Lippe wird mit keinem Wort gesagt, dass das regierende Haus 
das Haus Hohenzollem, Witteisbach u. s. w, ist. Und wo es ausgesprochen 
wird, dass es das „Haus Reuss" oder das „Gesamthaus Braunschweig- 
Lüneburg" oder das „sächsische Fürstenhaus" oder das „sächsische G*- 
samthaus" und seine Spezialhäuser sind, da geschieht es nicht in einem 
besonderen Satze, sondern inmitten einer anderen Bestimmung. 

So sagt die Verfassung für Reuss ä. L. in § 3 nur: „Der Fürst ist 
erblicher Landesherr. Die Staatserbfolge richtet sich, den reussischen 
Haus- und Familien vertragen gemäss, nach den Grundsätzen der 
Erstgeburt". 

In gleicherweise bemerkt die braunschweigische Landschafti-- 
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ordnnng nur: „Die Reg:ieiUDg wird vererbt in dem fürstlichen Gesanit- 
hause Braunschweig-Lünebnrg" und ebenso die königlich sächsische 
Vet-fassungsurkiinde bloss : „Die Krone ist erblich in dem Mannesstamme 
des sächsischen Fiirsteiihauses". 

Es konnte gegen die Behauptung, die Verfassungen erwähnten das 
Recht der konkreten Familie auf die Herrscherstellung im Staate nur 
berichtend, nicht erst rechtlich begründend, eingewendet werden wollen: 
der Satz „Königliches Haus ist das Greschlecht X" lasse sich ja mit 
Leichtigkeit aus dem anderen Satze ableiten: „Die Krone ist in dem 
Mannesstamme des königlichen Hauses erblich" ; er sei als sogenannt be- 
griffsentwickelnder Recbtssatz latent, aber doch autoritativ anordnend in 
diesem letzteren enthalten. 

Was gegen diesen Einwand spricht, ist dieses. 

Soll dem Worte „königliches (grossherzogliches, fürstliches) Haus" 
in der einen Richtung begriffsentwickelnde und damit konstitutive Be- 
deutung zukommen, so muss das gleiche auch in anderer Richtung der 
Fall sein. Dann bedeutet der Satz „das Haus X. ist das königliche 
{grossherzogliche, fürstliche) Haus" aber auch; „das Haus X. ist regieren- 
des Haus nur soweit, als es von einem Könige abstammt". Denn nur 
dieser Rechtssatz entspricht der natürlich-wörtlichen Bedeutung des 
Ausdruckes: königliches Haus. Damit wäre man aber gerade bei dem 
Gegenteil dessen angelangt, was als die wirkliche Bedeutung des Wortes 
„königliches Haus" auch von der Seite angenommen wird, welche eben 
jenen Einwand erhebt. 

So gelangen wir zu dem dritten Beweisgrunde. 

5. Wir sagen : dass mit königlichem Haus nicht bloss das regierende 
Haus seit Erwerb der Königswürde, sondern das regierende Haus seit 
Erwerb der Landeshoheit gemeint ist, ergibt sich endlich daraus, dass 
auch das heutige Thronanwartschaftsrecht der regierenden Familie noch 
seine Rechtsgrundlage nicht bloss in Staats-, sondern auch in Haus- 
gesetzen hat und zwar in nicht geringem Umfange in Hausgesetzen, 
die ans einer Zeit stammen, in welcher das jetzt regierende Haus die 
neue Benennung königliches, grossherzogliches oder fürstliches Haus noch 
nicht erhalten hatte, sondern noch den Namen herzogliches, markgräf- 
liches bezw. gräfliches Haus führte. 

Unsere modernen Verfassungsurkunden räumen der Haasgesetzgebung 
hinsichtlich der Ordnung des Thronfolgerechtes eine dreifach verschiedene 
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Kechtsstellnng ein. Eine kleine Gruppe von Verfassungen (Baden. 
Lippe, Weimar, Anhalt) überlädst die Ordnung des Thronfolge- 
rechts t«ils ausdrücklich, teils stillschweigend völlig dem Hausrecht. Eine 
grössere Gruppe (Bayern, Württembe rg, Hessen, Braunschweig, 
Waldeck, Schaumburg-Lippe) verweist auf das Hausrecht zur 
Ergänzung ihrer eigenen Bestimmungen. Die grösste Gruppe (Preussen. 
Meiningen, Altenburg, die beiden Reuss und Schwarzburg-| 
betrachtet das Thronfolgerecht in erster Linie als Gegenstand des Haas- 
rechtes. 

So verschieden hiernach die Stellung der Verfassungen zu der Haus- 
gesetzgebung hinsichtlich der Frage der Regelung des Thronfolgerechtes 
ist, darin stimmen alle die angeführten Verfassungsurkunden übereio. 
dass nach ihnen die Thronfolge als ein Gegenstand auch der Hausgesetz- 
gebung erscheint. 

Dass die in Betracht kommenden Hausgesetze auch solche aus älterer 
Zeit zu sein vermögen, ist bei den ^'erfassungen, welche die Ordnung 
der Thronfolge der Hausgesetzgebung stillschweigend völlig über- 
lassen, wie dies die Verfassungen von Weimar und Anhalt (früher 
auch von Eudolstadt) tliun, selbstverständlich. Aber auch für die meisten 
übrigen Verfassungen gilt das gleiche. Es ist dies dann der Fall, wenn 
es sich aus ihrem Wortlaut ergibt. Und dies ist dann gegeben, wenn 
dieselben nicht sagen: die Verhältnisse des regierenden Hauses werden 
durch Hausgesetz geregelt, sondern wenn sie bemerken i „die Verhält- 
nisse des regierenden Hauses richten sich nach den Familiengesetzen " (so 
Bayern), oder wenn sie — was die Vei'fassungen der dritten Gruppe 
thun — sich dahin ausdrücken, dass die Thronfolge „gemäss den Haus- 
gesetzen" (Preussen, beide Reuss) oder „vermöge" oder „kraft" der 
Hausgesetze (Meiningen, Altenbnrg, beide Schwarzburg) im 
Mannesstamme des Fürstenhauses erblich sei. Unter diesen Hausgesetzen 
können Hausgesetze aus der Zeit vor Erwerb der gegenwärtigen Herrscher- 
niirde sein und sind es auch oft, so z. B, in Preussen. 

Nach alledem aber sind und bleiben wir berechtigt zu sagen, dass 
auch nach dem Recht des einzelnen deutschen Gliedstaates mangels aus- 
drücklicher entgegengesetzter Bestimmung unter der regierenden 
Familie, welchen Herrschertitel sie heute auch immer führen 
mag, doch die Gesamtheit derjenigen zu verstehen ist, welche von dem 
ersten Erwerber der Landesherrlichkeit abstammen, nicht bloss 
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diejenigen, welche ihre Herkunft auf den ersten Erwerber des gegen- 
wärtigen Herrscbertitels zurückführen. 



IV. 

1. Mit dem Bisherigen haben wir den Begriff des landesherrlichen 
Hauses im weiteren Sinne in seiner Allgemeinheit festgestellt. Nunmehr 
obliegt uns, die Berechtigung zu erweisen, mit welcher wir dem weiteren 
Begriffe der regierenden Familie einen engeren Begriff derselben 
gegenüberstellen. 

Diese Berechtigung ergibt sich aus folgendem. 

Nach allen Hausrechten unterliegen die Mitglieder des landesheiT- 
lichen Hauses einer besonderen Aufsicht oder Familiengewalt des 
regierenden Herrn in seiner Eigenschaft als Familienhaupt 

Um nur zwei Hausgesetze anzuführen, so sagt das bayrische 
Familienstatut von 1819: ,.Alle Mitglieder des königlichen Hauses sind 
der Hoheit und Gerichtsbarkeit des Monarchen untergeben, nnd er übt als 
Haupt des Hauses eine besondere Aufsicht, mit bestimmten Rechten, 
über sie aus"; und ähnlich bemerkt das oldenburgiscbe Hausgesetz: 
„Die Mitglieder des grossherzoglichen Hauses sind der Hoheit und 
Familiengewalt des Grossherzogs untergeben". 

Die Hausgesetze bestimmen den Inhalt dieser Familiengewalt und 
Aufsicht im einzelnen und im allgemeinen. Einerseits schreiben sie z. B. 
vor, dass die Mitglieder der landesherrlichen Familie zu Eeisen in das 
Ausland oder znm Eintritt in auswärtige Dienstverhältnisse, sowie zur 
Eingehung von Ehen der Erlaubnis des Familienhanptes bedürfen, ander- 
seits bemerken sie, um die Worte des oldenburgischen Hausgesetzes 
von 1872 Art. 6 als eines neueren zu gebrauchen: Vermöge dieser be- 
sonderen Familiengewalt steht dem Oberhaupt des Hauses zu, alle für 
die Erhaltung der Ehre, Ordnung und Wohlfahrt des regierenden Hauses 
angemessenen Massregeln zu treffen. 

Sowohl in der einen wie in der anderen Richtung gilt nun aber, dass 
die dem Familienhaupt zukommenden Befugnisse von demselben nur nach 
Massgabe des Hausgesetzea geübt werden dürfen. 

Die Hausgesetze sagen dies teils ausdrücklich, teils lassen sie es 
stillschweigend erkennen. 

In dem oldenbnrgischen Hausgesetze Art. 6 heisst es ausdrück- 
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lieh : „Die ilitglieder des Hauses siiid ... der Familiengewalt des Gross- 
herzogs untergeben; und es übt derselbe als Oberhaupt des Hauses eine 
besondere Aufsicht nach Massgabe des gegenwärtigen Hausgesetzes 
über sie aus" und ähnlich in den Hausgesetzen Württembergs (Art. 9 
und 10), Koburg-Gothas (Art. 82 und 83) und besonders deutlich 
Waldecks (§§ 3 und 4). Für das bayrische Familienstatut von 1819, 
welches eine derartige Bestimmung nicht erteilt, ergibt sich, von seiner 
Entstehungsgeschichte abgesehen, das gleiche aus der Ei'wägung, dass. 
wenn das Familienanfsichtsrecht des Jlonarchen nicht an die Schranken 
des Hausgesetzes gebunden sein sollte, es uneifindlich wäre, warum be- 
sonders betont wird, dass diese Aüfsichtsbefugnis lediglich eine „mit b e - 
stimmten Rechten" begabte Befugnis sei. 

Für diese somit überall bestehende Bindung der Familiengewalt des 
Landesherrn an die Vorschriften der Hausgesetze würde nun jede ver- 
nünftige Erklärung fehlen, wenn der Landesherr nicht nur Inhaber jener 
Familiengewalt, sondern zugleich Inhaber oder alleiniger Inhaber der 
hausgesetzgebenden Gewalt wäre. Denn dann entbehrte ja die Bindung 
des Landeslierrn in Ausübung der Familiengewalt an die Schranken der 
Hausgesetzgebung jeder praktischen Bedeutung. Der Landesherr könnte 
dann die hausgesetzHche Bestimmung, die einer etwa beabsichtigten 
Aufsichtsmassnahme entgegenstünde, jederzeit beseitigen und durch eine 
andere ersetzen. 

Also ist anzunehmen, da.ss die hausgesetzgebende Gewalt entweder 
nur Anderen als dem Inhaber der besonderen Familienaufsicht zusteht, 
oder Andere wenigstens neben dem Landesherru an der Ausübung der 
Hausautonomie mitwirken. 

In der That haben an der Hausgesetzgebung auch Andere als der 
Landesherr Anteil. Neben dem Landesherm besitzen hierbei auch die 
Agnaten des landesherrlichen Hauses das Recht der Mitwirkung. 

Dies ist zwar bestritten, aber mit Unrecht, 

2. Zunächst kommt in Betracht, dass, wenn dem Familienhanpte 
zugleich Familiengewalt und Hausautonomie zustünde, es auffällig sein 
würde, warum das Hausrecht überhaupt familien- und hausgesetzgebende 
Gewalt unterscheidet. Denn der Zweck der Hansgesetzgebung als solcher 
ist doch der gleiche, wie der der Familiengewalt, Ordnung innerhalb des 
Hauses zu schaffen und zu bewahren. Auf jeden Fall wäre zu erwarten, 
dass, weil die Hausgesetzgebung die gleiche Materie betrifft, wie die 
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Familieng^ewalt, in den Haiisgesetzen angegeben würde, wo die Grenze 
zwischen beiden Befugnissen läuft. Ebenso, wie die Hausgesetze den In- 
halt der Familienaufsicbt näher umschreiben, würde erforderlich sein, dass 
sie die in der hausgesetzgebenden Gewalt des Fainllienhauptes liegenden 
Befugnisse genauer fixierten. 

Zum anderen aber ist von Bedeutung, dass die meisten Hausgesetze 
die Frage, wem die Ausübung der Hausautonomie zusteht, überhaupt 
nicht berühren, obwohl sie die Rechte des Familienhauptes als solchen 
eingehend behandeln. Vorwiegend dem bayrischen Familienstatut 
von 1819 nachgebildet, thiin sie der Hausgesetzgebiing überhaupt nicht 
Erwähnung. Und soweit die Haasgesetze die Art des Zustandekommens 
von hausgesetzgebenden Akten behandeln, geschieht ea an einer ganz 
anderen Stelle, als in dem Abschnitte, welcher die Eechte des Landes- 
herrn als Oberhaupt der Familie umschreibt, oder in bewusster Unter- 
scheidung von der Familiengewalt. So werden in dem oldenburgi- 
scheu Hausgesetze von 1872 ^die Rechte des Grossherzogs als Ober- 
haupt des grossherzoglichen Hauses" in Art. 6 — 14 geordnet — es sind 
dort die Befugnisse aufgezählt, welche wir als Familiengewalt des 
Familienhauptes bezeichnen — , von der Hausgesetzgebung dagegen, der 
Art ihrer Änderung und Auslegung 'ist erst in Art. 71 ff. die Rede. Und 
in dem anderen, der Hansgesetzgebung ausdrücklich Erwähnung thuen- 
den Hausgesetze, dem hannoverschen vom 19. November 1836, folgt 
dem Satze: „vermöge des Anfsichtsrechtes gehen alle für Erhaltung 
der "Ruhe, Ehre, Ordnung und AVohlfalirt des Hauses zu eingreifenden 
Massregeln allein vom Könige aus" unmittelbar der andere: „es darf 
aber keine dei- hausgesetzlichen Bestimmungen, welche Recht und Ord- 
nung der Thronfolge angehen, eine Änderung erleiden, es wäre denn, 
dass auch sämtliche stimm- und successionstähige Agnaten darin ein- 
willigten". 

Dies alles spricht dafür, dass das Recht der Hausgesetzgebung nicht 
zu den dem Familienhaupt vorbehaltenen Befugnissen gehört 

3. Man wendet ein: mag sein, dass das Recht der Autonomie nicht 
zu den dem Familienhanpt- vorbehaltenen Befugnissen zählt, so folgt 
hieraus doch noch nicht, dass diese Befugnis dem Landesherrn nicht 
allein zusteht; jedenfalls steht es ihm zu als Staatshaupt. 

Hierfür spricht scheinbar der Umstand, dass eine Reihe von Haus- 
gesetzeu unter Mitwirkung der Volksvertretung ergingen und einige 
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Verfassungsurkundeii den Erlass dei- Haasgesetze in gewissem Umfange 
an die Zustimmung des Landtages binden. 

Das württembergische, das hannoversche, das königlich 
sächsische, das koburg-gothaische Hausgesetz, sie alle ergiDgen, 
„soweit nötig", unter Mitwirkung der Landstände. Die Verfassungen von 
Oldenburg (Art. 29) und Waldeck (§ 23) enthalten die Bestimmung, 
die Haasgesetze seien „den Landtagen zur Kenntnisnahme und, soweit 
nötig, zu ihrer Zustimmung" vorzulegen. 

Man könnte aus dieser Mitwirkung der Volksvertretung folgern 
wollen : also müssen die Hausgesetze Staatsgesetze sein, denn nur Staats- 
gesetze unterliegen ständischer Mitwirkung; somit rauss auch der Landes- 
herr hier als Staats- und nicht als Familienhaupt in Betracht kommen; 
in Ausübung der Staatsgesetzgebung ist der Landesherr aber nur an die 
Mitwirkung von Organen gebunden, welche die Verfassuijgsurkunden be- 
nennen; demgemäss steht dem Landesherrn auch die Hausgesetzgebung 
allein zu, sofern sie nicht den Wirkungskreis des Landtages berührt. 

Allein die Mitwirkung der Landstände kommt nicht daher, dass die 
Hausgesetze als solche Staatsgesetze sind und demgemäss der Landes- 
herr bei ihrem Erlasse nur in seiuer Eigenschaft als Staatshaupt handelt, 
sondern die Mitwirkung der Volksvertretung erklärt sich daraus, dass die 
Hausgesetze zum Teil Angelegenheiten ordnen, welche nicht bloss Haus-, 
sondern auch Staatsangelegenheiten sind und zwar solche Staatsangelegen- 
heiten, dei'en rechtliche Ordnung nach der Verfassung der Zustimmung 
des Landtages unterliegt Also nicht, weil das Hausgesetz in diesem 
Falle nur Staatsgesetz ist, sondern weil es in diesem Falle Haus- und 
Staatsgesetz ist, erfolgt die Mitwirkung des Landtages. 

Das bringen auch die Worte „soweit nötig" in den oben citierten 
Gesetzesbestimmungen zum Ausdruck. Lediglich soweit, als sie die Zu- 
stimmung der Landstände bedürfen, sind sie Staatsgesetze, und nur soweit 
demgemäss der Landesheir bei Erlass von Hausgesetzen Staatshaupt. 

Der logisch richtige Weg wäre in solchen Fällen, dass neben dem 
Hausgesetze gesondert ein Staatsgesetz erginge. Wenn die Volksver- 
tretung unmittelbar dem Hansgesetze zustimmt, so ist dies eine Abkürzung 
des Verfahrens aus praktischen Gründen. Es ist umständlich und unter 
Umständen schwer festzustellen, wie weit ein Hausgesetz auch eine An- 
gelegenheit berührt, deren Regelung in den Geschäftskreis der Land- 
stände fällt. 
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Logisch zutreffend ordnet das Sachverhältnis die braunschwei- 
gische Landschaftsordnung von 1832 § 23. Hier heisst es: „Die Ver- 
hältnisse des herzogllclien Hauses werden vom Landesfiirsten als dem 
Oberhaupte der Familie durch Hauagesetze geordnet. Diese bedürfen der 
ständischen Zustimmung nicht; es können indes durch dieselben keine 
in diesem Landesgrundgesetze enthaltenen Bestimmungen abgeändert 
werden." 

Nichts anderes wollen auch die übrigen Verfassungsurkunden und 
die eine Mitwirkung der Stände bei ihrem Zustandekommen erwähnenden 
Hausgesetze sagen. Nicht als Hausgesetze, sondern als Staatsgesetze 
sind bezw, waren nach ihnen die Hausgesetze ständischer Zustimmung 
unterworfen. Die Hansgesetze als solche sind lediglich Hausgesetze, d, h, 
Ansflnss einer besonderen hausgesetzgebenden Gewalt. 

Ganz deutlich tritt dies hervor, wenn Angelegenheiten eines Gesamt- 
hanses, welche zugleich den Staat berühren, hausgesetzlich geregelt werden 
wollen. Hier erlassen die mehreren regierenden Familien, welche das 
Gesamthaus bilden, z.B. die sächsischen Fürstenhäuser, ein Hansgesetz; 
aber zugleich müssen mehrere Staatsgesetze, im Staate jedes regierenden 
Fürsten eines, ergehen. 

4. Aus dem Bisherigen resultiert lediglich, dass die hausgesetz- 
gebende Gfewalt dem Landesherrn allein nicht zusteht, weder in seiner 
Eigenschaft als Staats-, noch in seiner Eigenschaft als Familienhaupt. 

Es fragt sich noch, woraus zu entnehmen ist, dass neben dem Landes- 
herrn auch die Agnaten des Hauses zur Mitwirkung am Autonomie- 
rechte berufen sind. 

Ausschlaggebend ist in dieser Beziehung der Umstand, dass auch die 
modernen Verfassungen noch das landesherrliche Haus als Korporation 
erscheinen lassen. Nach ihnen sind die landeshen-lichen Familien sowohl 
juristische Personen des Privat- wie des öffentlichen Rechts. Überall wird 
das Eigentum am Kammergut, soweit es nicht zu Staatseigentum erklärt 
wurde, der regierenden Familie zuerkannt; der regierende Herr erscheint 
lediglich als „Nutzniesser". Und in ni cht vermögensrechtlicher Hinsicht 
treten die regierenden Familien als juristische Pei-sönlichkeiten auf, inso- 
fern auch heute noch Thronfolge im Wege der Erbverbrüderung statt- 
haft ist. Erbverbrüderungen sind Verträge zwischen Familien, welche 
sich ein- oder gegenseitig Regierungsnachfolge in ihren Staaten ver- 
sprechen. 
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Haben -die Dynastien aber in der einen und anderen Eichtnog, in 
privaten und öffentlichen Dingen, Korporationseigenschaft, so ist anzn* 
nehmen, dass den regierenden Familien Rechtspersönlichkeit auch in 
weiteren, sie angehenden Rechtsverhältnissen zukommt Nun besteht nn- 
bestritten für die Verhältnisse der landesherrlichen Häuser ein Recht der 
Autonomie. Es darf daher angenommen werden, dass es den regierenden 
Familien selbst, als Korporationen, eignet. 

Es kommt hinzu, dass e^ dem Wesen der Autonomie als einer recht- 
schaffenden Potenz am meisten entspricht, wenn die Autonomie einer 
Korporation zusteht. Nur Gemeinschaften, nicht Individuen können nach 
dem Wesen des Rechtes Recht erzeugen. Denn das Recht soll Ordnung 
über Individuen sein. Also setzt es eine Gemeinschaft voraus. 

Ist aber die Dynastie als Korporation das Eechtssubjekt der Autono- 
mie, so ist es mangels ausdrücklicher gegenteiliger Bestimmung selbst- 
verständlich, dass die Agnaten des Hauses zur Mitwirkung an der Hans- 
gesetzgebung berufen sind. Denn nach dem Wesen der Gemeinschaft 
ist im Zweifel Gemeinschaftsorgan die Gesamtheit ihrer Mitglieder und 
ZTvar aller ihrer Mitglieder, soweit nicht besondere Gründe sie aus- 
schliessen. Aus besonderen Gründen sind bei der landesherrlichen Familie 
Minderjährige und Kognaten ausgeschlossen, letztere, weil sie wegen 
mangelnder oder zurückstehender Thronfolgefähigkeit nicht vollberech- 
tigte Mitglieder sind. 

5. Es soll nun keineswegs geleugnet werden, dass die Geschichte der 
fürstlichen Hausgesetzgebung des 19. Jahrhunderts auch Hans- oder 
Familiengesetze kennt, die ohne Mitwirkung der Agnaten erlassen wurden. 
Allein das beweist nichts gegen die Richtigkeit unserer Behauptung. 
Alle diese Gesetze waren nicht Gesetze des Hauses, sondern für das 
Haus, Staatsgesetze, welche der Landesherr nicht als Familien-, sondern 
als Staatsoberhaupt über die landesherrliche Familie erliess. 

Deutlich zeigen dies die bayrischen „Familiengesetze" von 1808 und 
1816. Im Gegensatz zu dem Familienstatut von 1819, das unter Mit- 
wirkung der Agnaten erging, und sich in seiner Schhissbestimmung „prag- 
matisches Familiengesetz" nennt, ergingen jene beiden Gesetze ohne 
Mitwirkung der Agnaten und als „pragmatische Staatsgesetze". 

Alle diese Gesetze erklären sich aus der hier nicht weiter zu ve^ 
folgenden Auffassung, die Ordnung der fürstlichen Hausgelegenheiten 
bedürfe keiner Mitwirkung der Agnaten, wenn diese Ordnung von Staats- 
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und nicht von Familien wegen erfolge; denn das Hausrecht sei dem Staats- 
recht unterthan. 

6. Das Ergebnis ist: die Agnaten des Hauses erscheinen hier, d.h. 
iu Hinblick auf die hausgesetzgebende Gewalt, als Mitglieder eines kor- 
porativen Verbandes und damit als dem Familienhaupt gleichgeordnet; 
der Familiengewalt des Landesherm sind sie dagegen nntergeordiiet. Sie 
haben also hier und dort eine verschiedene Rechtsstellung. Dort stehen 
sie in einem herrschaftlichen, hier in einem korporativen Verband. 

Der doppelte Begriff des landesherrlichen Hauses ist damit gegeben : 
im weiteren Sinne ist die fürstliche Familie korporativer, 
im engeren Sinne hausherrlicher Verband. Dort ist das Fa- 
Diilienhaupt Erster unter Gleichen, hier Herr ober Unter- 
gebene. Die Zugehörigkeit zu der einen Familie begründet für alle 
ihre Mitglieder Unterordnung unter die gesetzgebende Gewalt des Hauses, 
für Prinzen und eventuell auch Prinzessinnen Thronfolgefähigkeit, und 
für die volljährigen Agnaten das Recht der Mitwirkung bei Ausübung der 
Autonomie; die Mitgliedschaft in dei- landesherrlichen Familie engeren 
Sinnes begründet für alle ihre Angehörigen Unterordnung nnter die Familien- 
gewalt des Landesfürsten. 

Man könnte noch sagen: einen solchen Doppelbegriff der regierenden 
Familie zu unterscheiden, sei nicht notwendig; das FamÜienhaupt übe die 
besondere Aufsicht über die Familienglieder im Namen der Familie als. 
Korporation ; die Familie sei nur Korporation und nicht davon verschieden 
noch ein besonderer herrschaftlicher Verband, 

Allein es ist unschwer, nachzuweisen, dass das Familienhaupt die ihm 
zustehende Gewalt im eigenen Namen, zu eigenem Rechte ausübt 

Würde die Familiengewalt dem regierenden Herrn nicht im eigenen 
Namen, sondern nur in Vertretung der Familie zustehen, so wäre es nicht 
möglich, dass ein Teil der Hansgesetze, so das Bayerns und Olden- 
burgs, den Landesherm gar nicht zur landesherrlichen Familie rechnet. 
Art. II, § 1 des bayrischen Familien Statutes sagt lediglich: das könig- 
liche Haus begreift a) alle Prinzen und Prinzessinnen, b) die Gemahlinnen 
der königlichen Prinzen und ihre Witwen. 

Dass die einen Hausgesetze den Landesherm unter den Mitgliedern 
des landesherrlichen Hauses nennen, so das württembergische, das 
königlich slichsische und das von Koburg-Gotha, andere Familien- 
gesetze dagegen nicht, erklärt sich eben daraus, dass die einen Haus- 
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gesetze die regierende Familie im weiteren, die anderen nur die landes- 
herrliche Familie im engeren Sinne definieren. Die Schwierigkeiten. 
welche sich bei Auslegung der verschiedenen Hausgesetze ergeben, kommen 
daher, dasa dieselben das fürstliche Haus lediglich in dem einen oder in 
dem anderen Sinne definieren und doch ihren Bestimmungen thatsäch- 
lich und anwillkürlich den Doppelbegriff der landesherrlichen Familie zu 
Grunde legen. 

Dass wir mit unserer Unterscheidung von landesherrlichem Hanse 
weiteren und engeren Sinnes auf der richtigen Fährte sind, dafBr mag 
auch der Umstand sprechen, dass sich das Reichsgericht in einem 
später zu erwähnenden Spezialfall veranlasst sah, den Begriff landesherr- 
liches Haus „in einem engeren, auf die hausherrliche Gewalt des Sou- 
veräns als Caput familiae beschränkten Sinne" zu nehmen. 



I, Nunmehr sind wir in der Lage, die zweite Frage, die wir auf- 
geworfen haben, die nach der Zugehörigkeit zur landesherrlichen 
Familie, zu erörtern. 

Was in dieser Hinsicht die regierende Familie weiteren Sinnes 
angeht, so haben wir oben als ias diese Fersonengemeinscbaft charakteri- 
sierende Merkmal gemeinsame Abstammung und zwar gemeinsame 
Abstammung vom ersten Erwerber der Landeshoheit bezeichnet 

Dies war eine Bezeichaung a potiori. Da Gemahlinnen und Witwen 
nach allgemeinen Eegeln grundsätzlich der gleichen Familie angehören, 
wie die betreffenden Ehemänner, zählen zu der landesherrlichen Familie 
selbstverständlich auch Gemahlinnen und Witwen der vom ersten Er- 
werber der Landeshoheit Abstammenden. 

Anderseits handelt es sich um Zugehörigkeit zu dem Hause, aus 
welchem der Landesherr hervorgeht. Dies erfordert QualifikatioDen der 
Abstammung und der ehelichen Verbindung und Unterscheidung zwischen 
Ähstamniung durch Männer und durch Weiber. Abstammung und Ehe 
müssen bestimmten haus- und staatsgesetzlichen Bedingungen entsprechen. 

Und so erhalten wir als Mitglieder des landesherrlichen Hauses 
a) die Agnaten, 

a) den Laudesherm, dessen Gemahlin und Witwe, sofern 
die Ehe mit ihnen eine hausgesetzgemässe ist hezw. war, 
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ß) die Prinzen einschliesslich des zurückgetretenen Landes- 
herm und unter gleicher Voraussetzung wie zu ß deren 
Gemahlinnen und Witwen, 
b) die Eognaten, d. h. die Prinzessinnen und, wenn Eog:i]aten- 
thronfolge gilt, deren männliche und weibliche Nachkommen. 
Die Witwen scheiden durch hausgesetzgemässe Wiederverheiratung 
aus dem Hause aus, ausser wenn sie wieder einen Angehörigen des Hauses 
heiraten. Wie nur eine hausgesetzliche Ehe die Hauszugehörigkeit be- 
gründet, wird die letztere anch nur durch eine solche für Witwen wieder 
gelöst. Die Prinzessinnen bleiben dagegen auch bei Vermählung mit den 
Angehörigen einer anderen, Familie Mitglieder des Hauses ebenso, wie 
dies sonst bei Verheiratung der Haustochter in der einfachen Familie 
der Fall ist. Indes ist bei der landesherrlichen Familie infolge ihres 
auszeichnenden Merkmals: Beziehung zum Thron, eine Bedingung zu 
machen. Die Prinzessin bleibt nur dann Mitglied des Hauses, wenn in 
dem betreffenden Staate auch Eognaten zur ausserordentlichen Thron- 
folge berufen sind. Denn diese ihre ausserordentliche Thronfolgefähigkeit 
verlieren die Prinzessinnen durch Verheiratung nicht. 

2. Zur regierenden Familie im engeren Sinne gehören von den 
Mitgliedern des landesherrlichen Hauses im weiteren Sinne nicht: 

a) das Familienhaupt, der Landesherr, 

b) die Prinzessinnen nach ihrer standesgemässen Vermählung und 
deren Nachkommen. Wie nur bei Abstammung aus hausgesetzlicher Ehe 
Unterordnung unter die Familiengewalt begründet wird, so wird diese 
Unterordnung auch nur durch eine solche Ehe aufgehoben, also nicht durch 
eine unebenbürtige oder nicht landesfürstlich genehmigte. Nach dem Zu- 
sammenhang, in welchem die Hausgesetze davon sprechen, dass die Prin- 
zessinnen durch „Vermählung" ihre Hauszugehörigkeit verlieren, verstehen 
sie unter der Vermählung die den Hausgesetzen entsprechende. 

c) die Witwen nach hausgesetzgemässer Wiederverheiratung, 

d) die Prinzen oder Prinzessinnen, welche Staatshäupter fremder 
Staaten werden. Der Grund f^r di^e Befreiung von Unterordnung unter 
die Familiengewalt des Familienhauptes ist das völkerrechtliche Prinzip 
der Unabhängigkeit, d. h. der internationalen Gleichheit der Staaten. 
Dieses Prinzip hat nicht bloss die Unabhängigkeit des Staates als solchen 
von fremder Staatsgewalt, insbesondere fremder Gerichtsbarkeit zur Folge, 
sondern es hat auch den Eechtssatz des Völkerrechts geschaffen, dass 
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auch der obei^e Vertreter des Staates nach aassen, das Staatshaupt, 
fremder Staatsgewalt nicht unterliegt Ntm ist die Familiengewalt des 
Landesherm des fremden Staates selbst nicht Staats-, d. h. staatsherr- 
schaftliche, sondern liausherrschaftliche Gewalt, aber der Inhaber dieser 
Gewalt ist zugleich Inhaber der Staatsgewalt. Mit der Befreiung von 
Unterordnung uuter fremde „Staatsgewalt" ist Staatsgewalt nicht im ob- 
jektiven, sondern im subjektiven Sinne, d. h. im Sinue von Subjekt oder 
Träger der Staatsgewalt gemeint. Von dem fremden Landesherm wäre 
das Staatshaupt des anderen Staates somit auch abhängig, wenn es dessen 
fürstlicher Hausgewalt unterstunde. Weil die fürstliche Hausgewalt als 
eine Pertinenz der fürstlichen Staatsgewalt erscheint, wird daher das 
Famüienglied, welches einen fremden Thron besteigt, von Unterordnung 
unter die Famüiengewalt befreit, welcher es bisher unterstand. 

Nur die Übernahme der Staatshanptstellung ist es, welche eine 
solche Befreiung herbeiführt Der Eintritt in den Dienst eines anderen 
Staates hat nicht die gleiche Folge. Lediglich an die Souveränstellung 
knüpft sich die Wirkung der Unabhängigkeit von fremder Staats- nnd 
damit auch fremder fürstlicher Hausgewalt. Dies gilt auch für die 
Häupter von Staaten, welche Unterstaaten anderer Staaten sind, im Ver- 
hältnis zu dritten Staaten. Änderer Meinung ist das Reichsgericht gemäss 
eines später zu erwähnenden Urteils in Bd. 22 S. 146 der Sammlung der 
Entscheidungen in Strafsachen. Allein es beachtet nicht, dass die Unter- 
ordnung unter die Suzeränität eines anderen Staates die Gleichberech- 
tigung des Unterstaates gegenüber dritten Staaten eben nicht aufhebt 

e) Die ebenbürtigen Gemahlinnen der Prinzen, welche Staatshanpt 
eines anderen Staates werden, und die Prinzen und Prinzessinnen, welche 
von diesem Prinzen abstammen. Mit der völkerrechtlichen Unabhängig- 
keit des Staatshauptes verträgt sich nicht bloss seine Unterordnung 
unter die ftlrstliche Hausgewalt eines anderen Staates nicht, sondern auch 
nicht die Unterordnung der seiner Hausgewalt Untergebenen unter 
eine fremde fürstliche Hausgewalt 

Die Entscheidungen unter Nr. d und e könnten von dem Gesichte- 
punkte aus angefochten werden wollen, dass es regierende Fürsten- 
häuser gibt, welche ausser unter dem Landesherrn des betreffenden 
Staates als ihrem Familienhaupte noch unter dem Herrscher eines anderen 
Staates als ihrem „höchsten Chef" stehen. 

Es kommt dies vor bei Gesamthäusern, d. h. bei Häusern 
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deren Zweige in verschiedenen Staaten regieren. Das Haupt der ältesten 
Linie kann hier Chef auch der jüngeren Linien sein. 

Dies ist z. B. im Gottorpischen Hanse der Fall. Nach dem olden- 
burgischen Haasgesetze ist „Oberhaupt" des grossherzoglichen Hauses 
der regierende Grosslierzog ; dazu aber nach Art 4 daselbst „höchste 
Chef des grossherzoglichen Hauses" der Kaiser von Russland in seiner 
Eigenschaft als „Oberhaupt der herzoglich Gottorpischen Hauptlinie". 

Allein wo immer eine solche Chefstellung heute noch vorkommt, hat 
sie nur die Bedeutung einer Ehrenvorstandschaft. Der Gedanke der 
Gleichberechtigung der Staaten hat alle Gewaltrechte, die sich damit 
verbanden, beseitigt. Wenn die Rechte des Chefs weitergehen, so be- 
ruhen sie auf Einräumung seitens der anderen Linie and betreffen ledig- 
lich einzelne Angelegenheiten, begründen also nur eine Beschränkung 
darch fremde Mitwirkung, aber nicht eine Unterordnung unter fremde 
Gewalt. 

Wurde z. B. eine Gewalt des Kaisers von Russland als Haupt der 
älteren Gottorpischen Linie über das oldenburgische Haus bestehen, so 
wäre zu erwarten, dass dieselbe vor allem darin zum Ausdruck gelangte, 
dass die ehelichen Verbindungen in diesem Hanse der Zustimmung des 
Zaren bedürften oder die oldenburgischen Hausgesetze von selbst seiner 
Genehmigung unterlägen. Allein das oldenburgische Hausgesetz weiss 
von dem allem grundsätzlich nichts. Die Prinzen und Prinzessinnen des 
grossherzoglichen Hauses bedürfen zu ihrer hausgesetzlichen Gültigkeit 
lediglich der Einwilligung des Grossherzogs und hinsichtlich der Haus- 
geset^ebung wird bloss bemerkt, dass die Änderungen des Haus- 
gesetzes der Zustimmung sämtlicher dem Familienrat angehörigen Mit- 
glieder des grossherzoglichen Hauses, also aller Agnaten dieses Spezial- 
hauses bedürften. Wenn es in Art. 4 des Hausgesetzes heisst: „Dies 
Hausgesetz soll dem Kaiser von Eussland als höchstem Chef des gross- 
herzoglichen Hauses zur Genehmigung unterbreitet werden", so ist dies, 
wie schon aus der Thatsache hervorgeht, dass es in dem Hausgesetze 
selbst erst und nur mit „soll" bestimmt wird, nichts anderes, als ein 
völlig freigefasster Entscliluss des grossherzoglichen Hauses, nicht die 
Folge einer gegenüber dem Zaren zu erfüllenden rechtlichen Unterworfen- 
heitspflicht. Nicht aus rechtlicher Verpflichtung, sondern aus politischem 
Beweggrund wurde die Zustimmung des Zaren zu dem Hausgesetze von 
1872 eingeholt. 
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3. Was vorstehend über die Zugehörigkeit zam landesfBrstlichen 
Hause ausgeführt ist, gilt nur mangels besonderer Bestimmung der einzeluen 
Hausgesetze. Die einzelnen Hausgesetze können anders bestimmen. 

Im allgemeinen handeln die Hausgesetze von den oben bezüglich der 
Zugehörigkeit zur regierenden Familie erörterten Spezialfragen überhaupt 
nicht Nur die Frage regeln sie gewöhnlich, wie weit durch Verheiratung 
die Prinzessinnen, durch Aufgeben des Witwenstandes die Witwen vod 
Mitgliedern des Hauses aus demselben ausscheiden. 

Nach gemeinem deutschen Fürstenrecht hört die Zugehörigkeit der 
Witwen und Prinzessinnen zur Familie im weiteren und im engeren 
Sinne durch eine Missheirat niclit auf. Missheirat benimmt dem bis- 
herigen Familienmitglied nicht Familienstand und Familiennamen. Diesen 
Satz erkennen auch die Hausgesetze von Oldenburg, Waldeck und 
Württemberg ausdrücklich an. Aber auch für die Hausgesetze, welche. 
wie das koburg-gothaische Art. 92, lediglich bemerken: „Die 
Prinzessinnen hören mit ihrer Vermählung auf, Mitglieder des her- 
zoglichen Hauses zu seiu", oder, wie das bayrische, den Einfluss der 
Verheiratung bezw. Wiederverheiratung auf die Familienmitgliedschaft 
gar nicht erwähnen, gilt das gleiche. Denn die Hausgesetzgebung wird 
durch Hausobservanz ersetzt und das gemeine Fürstenrecht steUt eben 
die regelmässige Observanz der deutschen Fürstenhäuser dar. 

Die besondere Frage ist vielmehr die, ob die Hansgesetze, welche 
ohne weitere Einschränkung sagen: „Die Prinzessinnen hören mit ihrer 
Vermählung auf, Mitglieder des regierenden Hauses zu sein", damit aus- 
drücken wollen, dass diese Prinzessinnen auch aus der landesfürstlichen 
Familie weiteren Sinnes ausscheiden. 

Hier zeigt sich eine bedeutsame Abweichung der einzelnen Hans- 
gesetze von dem, was wir aus allgemeinen Erwägungen ableiteten. Die 
meisten Hausgesetze (Hannover, Oldenburg, Waldeck, Würt- 
temberg) bringen den Satz, dass die Prinzessinnen mit standesgemässer 
Vermählung aus dem Hause scheiden, nicht erst bei der Lehre von der 
fürstlichen Hausgewalt, sondern gleich und allein am Anfang bei der 
Umschreibung des Begriffes des fürstlichen Hauses. Hieraus folgt, dass 
sie davon ausgehen, dass die weiblichen Abkömmlinge mit Verheiratung 
auch aus der Famiüe weiteren Sinnes in rechtlicher Hinsicht ausscheiden. 
Dies muss als das gemeine Fürstenrecht angesehen werden. 

Eine Ausnahme macht das Hausgesetz von Koburg-Gotha. Der 
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Satz „Prinzessinnen hören mit ihrer Vermählung auf, Mitglieder des 
landesherrlichen Hauses zu sein", steht hier am Ende der Bestimmungen 
ober den Inhalt der besonderen Familienaufsicht (Art. 94). Zwar be- 
gegnet schon in Art 1 die Bemerkung, das herzogliche Haus begreife 
in sich „alle fürstlichen Personen", welche vom gemeinsamen Stammvater 
abstammen , „und zwar die Prinzessinnen bis zu ihrer Vermählung". 
Allein daraus, dass trotzdem in Art. 92 noch ein besonderer Rechtssatz 
über die Wirkung der Vermählung von Prinzessinnen erscheint, folgt, 
dass mit den Worten in Art. 1 „bis zu ihrer Vermählung" lediglieh 
der Inhalt des Art. 92 zusammengefasst sein will. 

4. Die Frage, welchen Einfluss die Besteigung eines fremden 
Thrones durch ein Familienmitglied auf dessen Hauszugehfirigkeit hat, 
berührt von allen Hausgesetzen lediglich das koburg-gothaische. 
Dasselbe war dazu durch den äusseren Umstand veranlasst, dass zur Zelt 
seines Erlasses — 1855 — mehrere Angehörige des herzoglichen Hauses 
fremde Throne, die in England, Portugal und Belgien, inne hatten. 

Das koburg-gothaische Hausgesetz unterscheidet nun nicht einen 
weiteren und engeren Begritf der landesherrlichen Familie, sondern um- 
schreibt lediglich den weiteren Begriff. Aber es erkennt den engeren 
Begriff indirekt dadurch an, dass es in dem von der Familienaufsicht des 
Landesherrn handelnden Abschnitt ausdrücklich bemerkt, von der Unter- 
ordnung unter diese Aufsicht seien „ausgenommen diejenigen Mitglieder 
des herzoglichen Hauses, welche einen auswärtigen Thron eingenommen 
haben, und deren Gemahlinnen" (Art. 85). 

Die Unterordnung der Nachkommen solcher Inhaber fremder Kronen 
regelt das genannte Hausgesetz etwas abweichend von der oben auf- 
gestellten Norm. Diejenigen Nachkommen solcher Inhaber fremder Throne, 
welche zugleich Deszendenten des regierenden Herzogs von Koburg sind, 
bleiben in vollem Umfange der Gewalt desselben untei'worfen ; die übrigen 
Nachkommen solcher Träger fremder Souveränität sollen der herzog- 
lichen Gewalt lediglich während ihres Aufenthaltes im Herzogtume 
unterliegen (Art. 85). Die Bestimmung beruht auf freier Einwilligung 
der damals im Besitz fremder Souveränität befindlichen Agnaten. Denn 
das Hausgesetz ist, wie es in seinem Eingänge sagt, „auf grund einer 
mit den Mitgliedern des Hauses getroffenen Vereinbarung" ergangen. 
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1. Noch haben wir zwei weitere Fragen zu erörtern, welche mit der 
Frage der Zugehörigkeit zur landesherrlichen Familie zusammenhängen, 
die Frage, welchen Einfluss die Verlegung des dauernden Aufenthalts ins 
Ausland auf diese Zugehörigkeit hat und ob Staatsangehörigkeit Voraus- 
setzung der Familienmitgliedschaft ist. 

Thatsächlich haben wir diese Fragen schon beantwortet, indem wir 
sowohl bei Aufzählung der zur Familie im einen, wie bei Aufzahlung der 
zur Familie im anderen Sinne zählenden Personen die beiden Punkte 
mit Stillschweigen übei^ingen. Allein was noch fehlt, das ist der Beweis 
dafür, dass weder dem einen noch dem anderen Punkt ein Einfluss anf 
unsere Frage zukommt. 

Was zunächst die Niederlassung in fremden Staatsgebieten 
anlangt, so ist kein Zweifel, dass dadurch nicht die Thronfolgeiäbigkeit 
berührt wird. Denn das steht fest, dass die Piinzessinnen durcli Ein- 
heiraten in fremde Häuser nicht ihre Thronfolgefähigkeit verlieren, da 
dieselben ja sonst von der Gesetzgebung nicht für eventuell suceessions- 
berechtigt erklärt werden könnten, indem doch das Reguläre die Ver- 
heii'atung der Prinzessinnen und damit zumeist ihr Eintritt in fremde 
regierende Häuser ist. 

Aber darum fragt es sich, ob mit dauerndem Aufenthalt in fremden 
Staaten nicht die Unterordnung unter die hansherrliche Familieiigewall 
ihr Ende erreicht. 

Man möchte vei-sncht sein, dies als die Meinung des Reichs- 
gerichtes anzusprechen, wenn man in einer Entscheidung dieses Ge- 
richtshofes vom 28. September 1891, mitgeteilt in der Sammlung der 
Entscheidungen des Keichsgerichts in Strafsachen Bd. 22 S. 141 ff., von 
einem Begriffe landeshenliches Haus in einem „engeren, auf die haus- 
herrliche Familiengewalt des Souveräns als caput familiae, chef de famille, 
über seine, ihm thatsäclilich imd unmittelbar unterworfenen 
Familienangehörigen im beschränkteTi Sinne" und davon liest, dass sich ein 
bisheriges Mitglied aus Gründen des öffentlichen Rechts rechtlich und 
thatsächlich von der hausherrlichen Gewalt seines bisherigen Souve- 
räns endgiltig emanzipiert habe. 

Unmittelbar bandelt diese Entscheidung lediglich von der Frage. 



IV Google 



Das landesherrliche Hans, sein Begriff and die Zugehürigkeit zn ihm. 27 

ob Souveräne nicht zum Deutschen Reiche gehörender Staaten noch als 
Mitglieder deutscher landesherrlicher Häuser im Sinne des § 97 des Eeichs- 
strafgesetzbuches angesehen werden dürfen, welcher die Beleidigung von 
„Mitgliedern (deutscher) landesherrlicher Häuser", analog der Majestäts- 
beleidigung, höher als gewöhnliche Beleidigungen bestraft. Aber weil 
das Reichsgericht als Voraussetzung der rechtlichen Unterworfenheit 
unter die Familiengewalt thatsächliche und unmittelbare Unterworfenheit 
verlangt, könnte man meinen, im Sinne des Gerichtshofes sei es, auch 
die in fremden Staaten sich dauernd aufhaltenden Mitglieder nicht mehr 
als rechtlich unter der Hausgewalt des Familienhauptes stehend za er- 
achten, da diese Familienangehörigen doch nicht mehr unmittelbar und 
sehr oft auch nicht mehr thatsächlich dieser Gewalt unterstehen. 

Allein es wäre dies gewiss eine nicht im Sinne der Urheber jener 
reichsgerichtlichen Entscheidung liegende Verallgemeinerung. Denn sie 
würde Recbtfigedanken zuwiderlaufen, welche sich nahezu von selbst aus 
anderen hausgesetzlichen Bestimmungen ableiten. 

In der Kegel stellen die Hausgesetze den Satz auf, kein Mitglied 
der regierenden Familie dürfe ohne vorgängige Genehmigung des regie- 
renden Herrn seinen Aufenthalt in anderen Staaten nelimen oder in den 
Dienst fremder Staaten treten. Das Recht des Landesherrn, eine solche 
Genehmigung zu erteilen, erscheint in allen Staaten als ein Bestandteil 
seiner Familiengewalt, ebenso wie die Befugnis, den Familienangehörigen 
die Heiratshewilligung zu gewähren. Allein während hinsichtlich dieser 
letzteren Befugnis, was die Prinzessinnen angeht, gesagt wird : sie schei- 
den mit ihrer Vermählung aus dem fürstlichen Hause, d. h. der fürst- 
lichen Hausgewalt aus, ist dies bei dem Eintritt in auswärtigen Dienst 
oder der Niederlassung im Ausland nicht gesagt. Zudem bemerkt das 
Hansgesetz von Waldeck nochr die Genehmigung zum Aufenthalt im 
Ausland dürfe ohne besondere dringende Gründe nicht versagt werden, 
wenn die betreffenden Mitglieder des fürstlichen Hauses in anderen 
Staaten mit Grundgütem angesessen sind. Also ist die Möglichkeit 
anerkannt, dass ein Familienmitglied in anderen Staaten sich dauernd 
aufhält und doch der hausherrlichen Gewalt unterworfen bleibt. 

Freilich wird dauernder Aufenthalt einzelner Familienglieder oder 
ganzer Linien derselben in anderen Staaten die Familiengemeinschaft 
engeren Sinnes zumeist thatsächlich lockern, sei es, dass die auswärts 
lebenden Familienangehörigen ihre Pflichten gegenüber dem Familien- 
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haapt in geringerem Grade oder gar nicht erfüllen, sei es, dass das 
Familienliaupt keinen Wert darauf legt, seine Farailiengewalt über diese 
Familienglieder auszuüben. In dieser Weise war z. B. die Beziehung 
der gräflichen Nebenlinien in Lippe zu der fürstlichen Hauptlinie in den 
letzte« Jahrzehnten erheblich gelockert. Teils unterliessen die Mitglieder 
dieser Nebenlinien, die erforderlichen Eonsense des Familienhanptes ein- 
zuholen, teils unterliess oder verweigerte sogar der Landesfürst die Ans- 
ubung seiner Farailiengewalt gegenüber diesen Nebenlinien. Allein die 
thatsitchliche Nichtanwendung der Gesetze benimmt denselben noch nicht 
ihre rechtliche Existenz und Verbindlichkeit. 

2. Wir gehen zu der Frage des Verhältnisses über, welches 
zwischen Familien- und Staatsangehörigkeit besteht 

lu dieser Hinsicht ist der Umstand geeignet, Irrtum zu erregen, 
dass die Hausgesetze ohne Einschränkung sagen entweder: „Alle Mit- 
glieder des königlichen Hauses sind der Hoheit und Gerichtsbarkeit des 
Monarchen untergeben und er übt als Haupt des Hauses eine besondere 
Aufsicht über sie aus" (so das bayrische Familienstatut und nach 
ihm die Hausgesetze von Koburg-Gotha und Waldeck) oder: „Die 
Mitglieder des grossherzoglichen Hauses sind der Hoheit und Familieu- 
gewalt des Grossherzogs untergeben und es übt derselbe als Oberhaupt 
des Hauses eine besondere Aufsicht über sie aus" (so Oldenburg). 

Allein der Nachdruck in diesen Sätzen liegt nicht auf dem „alle- 
oder dem „die" ohne Einschränkung, sondern darauf, dass die Mitglieder 
der „Hoheit und Gerichtsbarkeit des Landesherm" unterliegen. Hoheit 
und Gerichtsbarkeit stehen im Gegensatz zu Familiengewalt und Auf- 
sicht, Monarch als solcher im Gegensatz zum Monarchen als Familien- 
haupt. Mit dem Satze „die Familienglieder unterstehen der Hoheit des 
Landesherm", will darauf hingewiesen werden, dass der Rechtszustand 
jetÄt ein anderer ist, als zu den Zeiten des alten Keiches. Damals 
standen die Familienangehörigen unter dem Landesherrn nur als Familien- 
haupt, nicht als Träger der Landeshoheit. Sie waren reichsnnmittelbar, 
der Landesstaatsgewalt nicht unterworfen. Jetzt sind sie es. 

Eine Besonderheit lag in dieser Freiheit von Unterordnung unter 
die Landeshoheit aber lediglich dann, wenn die Familienangehörigen sich 
im Lande aufhielten. Sofern sie ausserhalb des Landes des Familien- 
hauptes ihren Wohnsitz hatten, wären sie von der Landeshoheit des- 
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selben anch unabhängig gewesen, wenn sie einfache Reichsangebörige, 
nicht Reicbsunmittelbare gewesen sein würden. Denn die Landesunter- 
thänigkeit war an das Domizil im Lande geknüpft. Eine Besonderheit 
lag also hinsichtlich der Rechtsstellung der Mitglieder der landesherr- 
lichen Familie nur insofern vor, als sie Unabhängigkeit von der Landes- 
hoheit des Familienhauptäs besassen, selbst wenn an sich die Voraus- 
setzungen der Landesunterthänigkeit gegeben waren. Sie unterstanden, 
wenn sie im Lande wohnten, vermöge ihrer Reichsunmittelbarkeit der 
Landeshoheit nicht, trotzdem bei ihnen an sich die Voraussetzungen der 
Staats-, d. h. Landesangehörigkeit vorhanden waren. 

Hieraus folgt aber, dass die Hausgesetze anlässlicli des mit Auf- 
lösung des alten Reiches veränderten Rechtszustandes auch nur sagen 
wollen, dass die Mitglieder des regierenden Hauses der Staatsgewalt des 
Landesherm unterliegen, wenn bei ihnen die allgemeinen Voraussetzungen 
der StaatsangehBrigkeit gegeben sind. Die Hausgesetze wollen die Mit- 
glieder der regierenden Häuser nicht schlechter, sondern nur nicht besser 
als andere Personen steUen, bei welchen die Voraussetzungen der Staats- 
unterthänigkeit vorliegen. Sie wären aber schlechter gestellt, wenn sie 
Staatsangehörige auch sein mnssten, ohne dass die allgemeinen Voraus- 
setzungen für sie vorhanden wären, also nur, weil sie zn der regierenden 
Familie gehören. 

Für dieses Ergebnis spricht auch, dass die Hausgesetze, wie oben 
bemerkt, die Verlegung des Aufenthalts in andere Staaten und den Ein- 
tritt in den Dienst dritter Staaten von einer Bewilligung des Familien- 
hauptes abhängig machen. Die Hausgesetze sind zum Teil noch in einer 
Zeit entstanden, wo die Staatsangehörigkeit auf das Domizilsprinzip ge- 
gründet war, d. b. mit obrigkeitlich genehmigter Niederlassung erworben, 
durch obrigkeitlich genehmigten Wegzug verloren wurde. Indem die 
Hausgesetze somit Aufenthalt in fremden Staaten znliessen, welcher eine 
Beendigung der Staatsangehörigkeit mit sich bringen konnte, dagegen, 
wie wir früher sahen, die Familienzugehörigkeit keinesfalls beendigte, 
geben sie zu erkennen, dass Familienmitgliedschaft im engeren Sinne 
nicht ipso jure Staatsangehörigkeit aufrecht erhält und dem- 
gemäss auch nicht bewirkt. Denn die Familienmitgliedschaft würde die 
Staatsangehörigkeit zu bewahren vermögen, wenn es dieselbe zn be- 
gründen vermöchte. Und wenn nicht die Zugehörigkeit zur regierenden 
Familie im engeren Sinne, dann thut es noch um so weniger die Zuge- 
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börigkeit zur regierenden Familie weiteren Sinnes, weil diese eine weniger 
nahe Beziehung zum Staatshaupte darstellt. 

3. Eine andere Frage ist, ob in der Staatsangehörigkeit nicht 
eine notwendige Bedingung der Familienangehörigkeit er- 
blickt werden muss. 

Seydel (Bayr. Staatsrecht Bd. I S. 209 Nr. 5} ist dieser Meinung 
wenigstens hinsichtlich der Unterordnung unter die Farailiengewalt, also 
in unserer Terminologie hinsichtlich der Zugehörigkeit zur landesherr- 
lichen Familie im engeren Sinne. Die Familiengewalt sei keine privat- 
rechtliche, sondern eine staatsrechtliche nnd daher vom Bestände eines 
Unterthanenverhältnisses abhängig. Allein diese Auffassung erklärt sich 
aus einem nicht annehmbaren SouveritnitätsbegriiF, wonach die Farailien- 
gewalt ein Stück Staatsgewalt sein musc, während sie in Wirklichkeit 
nur eine Zubehör dazu ist. Ausserdem aber widerspricht diese Meinung 
dem positiven Rechte. 

Die Hausgesetze gestatten, dass die Mitglieder der regiei-enden 
Fürstenhäuser mit Erlaubnis des Familienhauptes in auswärtige Dienste 
treten oder in andere Staaten verziehen, ohne dass sie, wie bei der Ver- 
mählung von Prinzessinnen, sagen, dass dieselben dadurch ihre Zugehörig- 
keit zur Familie verlieren. Das müssten sie aber sagen, wenn Staats- 
angehörigkeit Voraussetzung der Familienmitgliedschaft wäre, da zur 
Zeit ihres Erlasses die Staatsangehörigkeit ja noch auf Domizilsprinzip 
beruhte, also mit Verlegung des Wohnsitzes in das Ausland verloren ging. 

Man könnte noch einwenden: dass die Staatsangehörigkeit Voraus- 
setzung der Zugehörigkeit zur landesherrlichen Familie ist, folgt daraus, 
dass das Wehrgesetz vom 9. Nov. 1867 § 1 die Mitglieder der landes- 
herrlichen Familien von der Wehrpflicht befreit, und die Wehrpflicht ist 
doch nach Keichsverfassung .4rt. 57 grundsätzlich durch deutsche Reichs-, 
also auch durch Staafiangehörigkeit bedingt. Allein nichts steht im 
Wege, die Bestimmung des Wehrgesetzes dahin auszulegen, dass sie sagen 
will: falls die Mitglieder der landesherrlichen Häuser Staatsangehörige 
sind, sollen sie trotzdem der Wehrpflicht nicht unterworfen sein. 

Wir sprachen bisher nur von der Mitgliedschaft in der landesherr- 
lichen Familie engeren Sinnes. Aber auch fUr die Zugehörigkeit zur 
landesherrlichen Familie weiteren Sinnes ist Staatsangehörigkeit nicht 
Bedingung. 

Dies folgt aus dem gleichen Grunde, ans welchem ein Familienmit- 
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glied durch Besteigung eines fremden Thrones die Zugehörigkeit zur 
landesherrlichen Familie engeren Sinnes verliert. 

Diese verliert es wegen des völkerrechtlichen Grundsatzes der Un- 
abhängigkeit der Staaten. Kraft dieser kann das oberste Staatsorgan 
nicht einer öffentlichrechtlichen Gewalt unterliegen, welche in einem anderen 
Staate ihren Sitz hat. Eine solche Gewalt ist aber nicht bloss die fürst- 
liche Familiengewalt, sondern vor allem die Staatsgewalt eines fremden 
Herrscherhauses. Also hat die Besteigung eines fremden Thrones Verlust 
bisheriger Staatsangehörigkeit zur Folge. Die Zugehörigkeit zum Herrscher- 
hanse weiteren Sinnes des anderen Staates bleibt dagegen bestehen. So- 
mit ist diese Zugehörigkeit durch Staatsangehörigkeit nicht bedingt. 

4. Endlich haben wir noch eine Besonderheit zu erwähnen. Der 
Satz, dass die Zugehörigkeit zur landesherrlichen Familie nicht Staats- 
angehörigkeit bewirkt, gilt nur für die gewöhnliche Familienmitglied- 
schaft Wer die Familienhauptstellung erwirbt, erwirbt 
auch Staatsangehörigkeit in dem Staate, welchem die betreffende 
Familie als regierende zugehört. 

Allein dies ist nur eine scheinbare Ausnahme. Denn was die Ent- 
stehung der Staatsangehörigkeit bewirkt, ist nicht der Erwerb der 
Familien-, sondern der Staatshauptstellung. 

Dass diese Entstehung die Staatsunterthänigkeit zur Folge hat, wird 
im positiven Rechte nirgends ausgesprochen. -Aber es folgt durch Ana- 
logie aus dem Umstände, dass nach heutigem Rechte die Anstellung im 
Staatsdienst Staatsangehörigkeit begründet. 

Der innere Grund für diese Wirkung der Anstellung ist die berufs- 
mässige Erledigung der Staatsgeschäft« und damit die berufsmässige 
Ausübung der Staatsgewalt, Gleiches liegt aber beim Staatshaupte vor. 

Man kann nicht einwenden: diesem Schluss steht entgegen, dass 
Träger des landesherrlichen Kirchenregiments in der evangelischen Kirche 
auch ein nicht zu dieser Kirche sich bekennender Landesherr, also ein 
Nichtmitglied, zu sein vermag. Allein dies ist möglich, weil die evange- 
lische Kirche gegenüber dem Träger des Kirchenregiments Anstalt, also 
von aussen geleitete juristische Persönlichkeit ist. Der moderne Staat 
dagegen ist grundsätzlich Korporation, der Fürst nicht oder wenigstens 
nicht ausschliesslich Herr, sondern vielmehr Oi^an des Staates, 

Dass der Erwerb der Herrschersteilung Staatsangehörigkeit be- 
gründet, wird übrigens noch durch das Wehrgesetz bestätigt. Dasselbe 
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setzt, wie wir oben sahen, voraus, dass die Mitglieder des landesherrlichen 
Hauses Staatsangehörige sind. Wie könnte es dies aber voraussetzen, 
wenn nicht das Haupt desselben, von welchem doch regelmässig die 
Hauptmitglieder des Hauses, d. h. die nächsten Agnaten am Thron, ab- 
stammen, Staatsangehörigkeit besässe? Der Landesherr überträgt seine 
Staatsangehörigkeit selbstverständlich auf Gemahlin und Nachkommen. 

5. Nachdem Staatsangehörigkeit nicht Voraussetzung der FamilieD- 
mitgliedsehaft ist, hat selbstverständlich deren Verlust auch nicht Be- 
endigung der letzteren zur Folge. 

Dass mit der Staatsangehörigkeit nicht notwendig die 
Familienmitgliedschaft sich endigt, erkenntauch Seydel an 
und zwar deswegen, weil dieser Verlust nirgends ausgesprochen sei. 
Selbstredend meint Seydel dabei nur das, was wir Familienzugehörigkeit 
im weiteren Sinne nannten. Denn für die Unterordnung unter die 
Familiengewalt ist ihm Staatsangehörigkeit Voraussetzung. 



VII. 

1. Wir haben uns endlich noch mit der Frage im einzelnen zn be- 
schäftigen, welche Wirkungen die Beendigung der Zugehörig- 
keit zum landesberrlicheu Hanse engeren Sinnes hat. 

Im allgemeinen sagten wir: diese Beendigung hebt eben die Unter- 
ordnung unter die Familiengewalt des Landesberrn auf. Allein es handelt 
sich darum, näher festzustellen, wie weit sich diese Wirkung erstreckt. 
Hat sie auch — das sind die Spezialfragen — Einfluss auf die Ab- 
hängigkeit der Ehesebliessung von landesherrlicher Genehmigung und auf 
den Bezug von Apanagen ? Bedarf ein Prinz z. B., welcher einen fremden 
Thron besteigt, noch des Heiratskonsenses des Familienhauptes? Verliert 
er damit seinen Anspruch auf Apanage? 

Auf den ersten Blick möchte es scheinen, als dürfte man schliessen: 
das Recht des Landesheri-n zur Erteilung des Heiratskonsenses 
stellt sich in den Hausgesetzen als Ausfluss seiner fürstlichen Kans- 
gewalt dar; fällt die Hausgewalt weg, so erlischt demnach auch das 
Eecht, diesen Konsens zu erteilen, und die Notwendigkeit, denselben eio- 
zuholen. Allein es ist zu beachten, dass dieses Rechtes, die Verehe- 
lichungsbewilligung zu erteilen, nicht nur die Haus-, sondern ancb 
Staatsgesetze, die Verfassungen, Erwähnung thun. Neben dem Satze des 
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bayrischen FamilieDStatuts Tit II § 1 : „Kein bajTischer Prinz and keine 
bayrische Prinzessin darf eine eheliche Verbindung eingehen, ohne dazu 
vorher die Einwillig:ung des Königs erbalten zu haben", begegnet in der 
bayrischen Verfassung Tit. II § 3 der andere: „Zur Successionsföhigkeit 
wird eine rechtsmässige Geburt aus einer ebenbürtigen, mit Bewilligung 
des Königs geschlossenen Ehe erfordert". Und das gleiche ist in anderen 
Ländern, z.B. in Württemberg und Koburg-Gotha, zu finden. 
Auch hier wird dieses Recht im Hausgesetz und in der Verfassung ge- 
nannt; in Hessen und Altenburg, wo Hausgesetze fehlen, sogar nur 
in der Verfassung. 

Die Verfassungen erwähnen nun dieses Recht nicht in Zusammen- 
hang mit der Familiengewalt, die sie überhaupt nicht regeln, , sondern, 
wie die oben mitgeteilte Bestimmung der bayrischen Verfassung zeigt, 
in Zusammenhang mit Frage der Successionstähigkeit. Damit ist unserer 
Beweisführung die Richtung gegeben. 

Der Zusammenhang mit der Thronfolgelähigkeit bleibt auch, wenn 
die Unterordnung unter die Familiengewait und damit die Zugehörigkeit 
zur landesfürstlichen Familie engeren Sinnes aufhört. Also bleibt trotz 
des Aufhöreos des Rechtes der Familiengewalt über das betreffende 
Hausmitglied doch das Recht zur Erteilung der Heiratsbewilligung er- 
halten, soweit es mit der Frage der Herstellung der Voraussetzungen der 
Thronfolgeberechtigung zusammenhängt. 

Es lässt sich hiergegen nicht vorbringen : ja, warum erscheint dieses 
Erfordernis der Heiratserlaubnis dann in den Hausgesetzen überhaupt 
als Ansfluss der Familiengewalt? Denn es ist wohl zu beachten: die 
Einholung der Heiratserlaubnis kraft Familienunterthänigkeit ist hinsicht- 
lich aller Mitglieder des landesfürstlichen Hauses erforderlich, auch hin- 
sichtlich derjenigen, welche nicht thronfolgefahig sind, also auch bezüg- 
lich der Prinzessinnen in den Staaten, deren Recht, wie das Preussens, 
ein eventuelles Successionsrecht der Kognaten, eine Kognatenthronfolge, 
nicht kennt; die Einholung der Heiratserlaubnis wegen ihrer Beziehung 
zur Thronfolgefähigkeit ist dagegen lediglich für diejenigen Familien- 
angehörigen notwendig, welche bei sonstiger Voraussetzung thronfolge- 
berechtigt sind. 

Und dann kommt noch ein zweites hinzu. Die Einholung der Heirats- 
erlaubnis bloss zu dem Zwecke, der zu schliessenden Ehe die Natur einer 
zur Fortpflanzung der Thronfolgefähigkeit geeigneten Ehe beizulegen, 
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hat für die Familienglieder eine andere Bedeutung, als die Einholung 
wegen Unterordnung unter die Familiengewalt. Im ersteren Falle be- 
steht keine Pflicht zur Einholung. Die Einholung ist lediglich eine Be- 
dingung fftr Entstehung der Eigenschaft der zu begründendeü Ehe, die 
Thronfolgefähigkeit fortzupflanzen. Will der Eheschliessende seiner Ehe 
diese Eigenschaft nicht erwerben, so kann er die Einholung der Heirats- 
erlaubnis unterlassen. Im anderen Falle dagegen wäre die Nichtein- 
holung des Ebekonsenses Nichterfüllung einer Gehorsamspflicht eines 
Gewaltunterworfenen. 

Hieraus folgt, dass auch Familienangehörige, welche einen fremden 
Thron bestiegen und darum der Familie engeren Sinnes nicht mehr zn- 
zählen, der Einholung des Heiratskonaenses im anderen Hause nicht über- 
hoben sind, wenn sie ihrer Ehe den Charakter einer thronfolgefäbigen 
auch fiir den anderen Staat verschaffen wollen. Und ebenso müssen sie 
dies hinsichtlich der ihrer fürstlichen Hausgewalt Unterworfenen ge- 
statten, welche auch fUr das andere Haus ihre Thronfolgefähigkeit fort- 
pflanzen wollen. 

Beides widerspiicht nicht dem Prinzip der völkerrechtlichen Unab- 
hängigkeit des Staatshanptes. Denn dass die Heiratserlaubnis des 
anderen Familienhauptes noch einzuholen ist, ist nicht die Folge einer 
noch bestehenden Gewalt des letzteren über das neu entstandene Fürsten- 
haus, sondern eine Folge des Umstandes, dass ohne dies das neue Hans 
auf Thronfolgefäbigkeit im alten für seine Nachkommen verzichten 
mlisste. 

Dieses Ergebnis wird durch das kobnrg-gothaische Haus- 
gesetz stillschweigend bestätigt. Dasselbe (Art. 91) nimmt die Familien- 
mitglieder, welche fremde Throne innehaben, und in gewissem Umfange 
deren Nachkommen von dem Rechte des Familienhauptes aus, Erziehung, 
Aufenthalt und auswärtigen Dienst der Familienangehörigen zn be- 
atiraiceu, dagegen nicht von dem Satze, dass ihre Vermählung des Kon- 
senses des Famitienhauptes bedarf. Der Grund hierfür ist aber: ohne 
Konsens keine Thronfolgefähigkeit. 

2. Mit dem bisherigen ist auch bereits die zweite Frage, die wir 
aufgeworfen, entschieden. Der Austritt aus der fürstlichen Hans- 
gewalt, z. B. durch Besteigung des fremden Thrones, beendigt 
nicht auch das Recht auf Apanage gegen das bisherige Haus oder 
dessen Staat. Denn dieser Anspruch ist kein Korrelat der Unterordnung 
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unter die Hansgewalt, so, wie etwa der elterlichen Gewalt die Unterhalte 
pflicht der Eltern entspricht; sondern dieser Ansprach ist eine Folge der 
erhöhten Aufwand notwendig macbenden Zugehörigkeit zu dem Hause, 
aus welchem der Throninhaber hervoi^^t, also eine Folge des Zusammen- 
hanges mit der Thronfolgefähigkeit Mese wird durch Anstritt aus der 
Familiengewalt aber nicht beseitigt. 

Id diesem Sinne wurde in Bayern auch verfahren, als Prinz Otto 
1832 König von Griechenland wurde. Er behielt seine bajTiscbe 
Apanage. 

3. Damit haben wir aber noch ein allgemeines Prinzip gefunden. 
Der Apanagenansprnch ist in verschiedenen Staaten nicht ein Anspruch 
gegenöber dem Hause, sondern gegenüber dem Staate. 

Es fragt sich, ob ebenso, wie bei ihm, bezüglich der Vorrechte ent- 
schieden werden muss, welche sonst die Staats-, also anch die Eeichs- 
gesetzgebung den Mitgliedern landesherrlicher Häuser einräumt: Be- 
freiung von Einqnartierungs- und anderen Militärlasten, privilegierter 
Gicrichtsstand, Steuerfreiheit, Vorrechte hinsichtlich des persönlichen 'Er- 
scheinens vor Gericht und der Art der Eidesleistung, Sitz in dem höheren 
Hause der Volksvertretung, erhöhter strafrechtlicher Schutz. 

In der That gilt hier dasselbe. Wir müssen wohl sagen: diese Vor- 
rechte stünden lediglich den Mitgliedern der landesherrlichen Familie im 
engeren Sinne zu, wenn der unmittelbare Grund ihrer Verleihung ledig- 
lich die nahe Beziehung zum Landesherrn wäre, welche durch Unter- 
ordnung unter seine hausherrliche Gewalt begründet wird. Aber wir meinen, 
dass bei allen diesen Vorrechten mit Ausnahme eines einzigen, des privi- 
legierten Gerichtsstandes, unmittelbarer Grund der privilegierten Rechts- 
stellung die Thatsache der Zugehörigkeit zu dem Hause ist, aus welchem 
der Landesherr hervorgeht, also die Beziehung zur Thronfolgefähigkeit. 
Aussclilaggebend durfte in dieser Eichtung sein, dass unsere Reicbsgesetze 
zumeist die gleichen Vorrechte den „Mitgliedern der fürstlichen Familie 
Hohenzollern, des vonnaligen hannoverschen Königshauses, des vormaligen 
kurhessischen und des vormaligen nassauischen Fürstenhauses" ein- 
räumen. Hier ist doch gewiss der unmittelbare Grund die frühere Thron- 
inhaberschaft. Wir vermögen uns darum auch der Meinung des öfter 
angeführten reichsgerichtlichen Urteils nicht anzuschliessen, dass der privi- 
legierte strafrechtliche Schutz des § 97 des Eeichsstrafgesetzbuches ledig- 
lich den Familienangehörigen zukomme, welche unter der hausherrlichen 
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Gewalt des Famüienhauptes stehen. Die Begrändung erscheint mir 
mehr politisch als rechtlich. 

Dass die Eeichsgesetze, wo sie von jenen Vorrechten sprechen, die 
„Landesherren" nehen den „Mitgliedern der landesherrlichen Häuser" lie- 
sonders nennen, steht unserer Auffassung nicht entgegen. Der Grund 
hierfür ist nicht die Absicht, das Familienhaupt von den seiner Gewalt 
Unterworfenen zu trennen. Sonst müsste eine gleiche Trennung bei den 
Häusern HohenzoUem, Hannover, Kurhessen und Nassau angenonunen 
werden. Hier zählt aber gewiss zu den „Mitgliedern" auch das Familien- 
faaupt. 

Die Ausnahme bezüglich des privilegierten Gerichtsstandes erklärt 
sich aus dem Wortlaut der Hausgesetze. Aus demselben geht hervor, 
dass dieser privilegierte Gerichtsstand lediglich fiir diejenigen gilt, welche 
der Hausgewalt des Landesherrn unterstehen. 
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